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Denn auch auf dem Lande — Genosse Abraham hat das aus 
der Sicht des LPG-Vorsitzenden schon betont — pulsiert das 
Leben und vollziehen sich bedeutende gesellschaftliche Pro­
zesse.

Kürzlich feierten wir den 40. Jahrestag der demokrati­
schen Bodenreform — auch in der „Neuen Justiz“ wurde die­
ses revolutionäre. Ereignis gewürdigt. Das war damals ein 
Rechtsakt historischer Größe. Das Recht — gestatten Sie bitte 
diese Feststellung — hat seitdem als Ausdruck der Macht der 
Arbeiter und Bauern in unserem Staat zunehmend an Be­
deutung gewonnen. Recht — das ist'unsere Verfassung, Recht 
ist aber auch unsere Gemeindeordnung. Und daß das Recht 
konsequent verwirklicht wire/, dafür setzen wir uns auch auf 
der untersten Ebene unseres Staates ein. Wir haben schon 
immer die Erfahrungen genutzt, die man anderswo sammelte. 
Für uns waren von Interesse die Aktivitäten in Greifswald 
und Arnstadt, aber auch die Methoden der Gemeinde Polle­
ben im Kreis Eisleben. Und nun wurden sie ergänzt durch die 
Organe des Kreises Annaberg. In vielem fanden wir uns be­
stätigt, manches ist noch nachzuholen. Als gesicherte Ar­
beitserfahrung gilt bei uns, daß sich auch in der Gemeinde 
ein langfristiger komplexer Plan der Rechtsarbeit bewährt, 
der durch die Volksvertretung beschlossen ist.

Auf seiner Grundlage gelingt es, unter Führung der Orts­
parteiorganisation der SED ein einheitliches und abgestimm­
tes Vorgehen aller verantwortlichen örtlichen Kräfte zu si­
chern. Wir lassen keine Verwischung der Verantwortung zu. 
Jetzt hilft uns dabei übrigens ausgezeichnet das neue Gesetz 
über die örtlichen Volksvertretungen (GöV), das in § 79 sehr 
klar die Verantwortung für die Kontrolle über die Einhal­
tung der sozialistischen Gesetzlichkeit, die Aufrechterhaltung 
der Ordnung und Sicherheit, den Schutz des sozialistischen 
Eigentums und die Wahrung der Rechte der Bürger festge­
schrieben hat. Eine stets bürgernahe Arbeit bringt uns in 
Rechtsfragen zur Festigung des Vertrauensverhältnisses und 
weckt zunehmend die Bereitschaft bei den Bürgern, selbst 
bei der Festigung der sozialistischen Gesetzlichkeit mitzuar­
beiten.
Edmund Zellmer: Dieser Aussage schließe ich mich an. Es 
ist Prinzip unserer Rechtsarbeit im Kreis Hagenow, die Er­
ziehung zur Durchsetzung der sozialistischen Gesetzlichkeit, 
einer hohen Ordnung, Disziplin, Sicherheit und Wachsamkeit 
ständig qualitativ zu verbessern, weil das dynamische Fort­
schreiten unserer gesellschaftlichen Entwicklung das objektiv 
erfordert. Das GöV, Genosse Bürgermeister Teichmann er­
wähnte es soeben, überträgt uns spezifische Aufgaben und 
Rechte in § 56.

Der steigende gesellschaftliche Reichtum, das Schutzbe­
dürfnis unserer Bürger und ihres persönlichen Eigentums, ihr 
Recht darauf, daß ihnen unsere sozialistische Gesellschaft 
Ruhe, soziale Sicherheit und Geborgenheit garantiert, sind uns 
Anlaß, der Propagierung und konsequenten Durchsetzung des 
sozialistischen Rechte den erforderlichen Stellenwert einzu­
räumen. Die Erziehung zu seiner Achtung und Mitwirkung 
bei der gegenstandsbezogenen Umsetzung durch alle Leiter, 
Leitungsebenen und Bürger sowie die Förderung der brei­
ten gesellschaftlichen Mitwirkung aller gesellschaftlichen Or­
ganisationen und Kräfte findet bei uns große Beachtung.

Das geschieht durch regelmäßige Einschätzungen im Kreis­
tag sowie in den Volksvertretungen der Städte und Gemein­
den, durch Berichterstattungen vor dem Rat, in jährlichen 
Rechtskonferenzen auf Kreisebene, in den 5 Städten des Krei­
ses, in den Gemeindeverbänden und in ausgewählten Betrie­
ben, ferner durch regelmäßige Behandlung von Fragen der 
Rechtsanwendung und der Durchsetzung von Ordnung und 
Sicherheit in Bürgermeisterdienstberatungen, in differenzier­
ten Erfahrungsaustauschen und Leistungsvergleichen und 
schließlich in Dienstberatungen der Ratsmitglieder mit Leitern 
und Vorsitzenden Nachgeordneter Betriebe und Genossen­
schaften u. a. m.

In den Mittelpunkt aller Leitungsmaßnahmen stellen wir 
immer das politische Anliegen, die sozialistische Staats- und 
Rechtsordnung zu festigen und sie weiter auszubauen.

Dr. Uwe Doß: Für die Leitungstätigkeit des Rates des Kreises 
Halberstadt ist der Beschluß des Sekretariats des Zentral­
komitees zur Rechtsarbeit im Kreis Annaberg von außeror­
dentlicher Bedeutung. In vielem fanden wir uns bestätigt, 
vieles war aber auch neu zu durchdenken und neue Anstren­
gungen waren und sind notwendig, um die Beschlüsse der 
Bezirks- und Kreisleitung der SED im Verantwortungsbe­
reich der staatlichen Organe zu verwirklichen. Eine erste Ab­
rechnung erfolgte im September auf unserer gemeinsam vom 
Sekretariat der Kreisleitung der SED und vom Rat des Kreises 
durchgeführten Aktivtagung.

Besondere Bedeutung erlangt im Prozeß der weiteren Ar­
beit der bereits im September 1984 gefaßte Beschluß des 
Kreistages (langfristige Konzeption zur weiteren Durchset­
zung der sozialistischen Gesetzlichkeit, Ordnung, Disziplin, 
und Sicherheit). Seine Grundrichtung deckt sich mit den 
Annaberger Erfahrungen weitestgehend. Erfolge werden auf 
die Dauer nur dort erreicht, wo unter Führung der Partei 
von den Volksvertretungen im engen Zusammenwirken mit 
allen gesellschaftlichen Kräften eine langfristige, konzeptio­
nelle Arbeit geleistet wird und die Bürger in die Lösung der 
Aufgaben einbezogen werden.

Der erwähnte Beschluß aktiviert alle Abgeordneten und 
gesellschaftlichen Kräfte. Der Rat des Kreises, dem eine 
komplexe Verantwortung übertragen wurde, hat daraufhin 
einen Maßnahmeplan bestätigt, und seine Fachorgane haben 
zur Umsetzung der Aufgaben eigene Konzeptionen erarbei­
tet. Die Räte der Städte und Gemeinden faßten ebenfalls auf 
der Grundlage des Beschlusses des Kreistages und des Maß­
nahmeplanes des Rates des Kreises eigene Beschlüsse.

Im Mittelpunkt unserer Arbeit steht die Durchführung 
einer umfassenden politisch-ideologischen Arbeit zur Ausprä­
gung der erforderlichen bewußtseinsmäßigen Positionen bei 
allen Leitern und Bürgern zur freiwilligen bewußten Ein­
haltung von Ordnung und Disziplin, Dabei haben sich u. a. 
Sicherheitskonferenzen auf den verschiedenen Ebenen be­
währt.

Hier haben wir seit mehreren Jahren gute Ergebnisse bei 
der praxiswirksamen Durchsetzung von Ordnung und Si­
cherheit erreicht. Diese Konferenzen führen wir in den 
Städten und Gemeinden, auf Gemeindeverbandsebene und 
in der Kreisstadt durch.

Um die Erfahrungen der Besten zu verallgemeinern, ha­
ben wir 7 Konsultationsstützpunkte zu den Fragen von Ord­
nung und Sicherheit in unterschiedlichen Bereichen einge­
richtet. Dazu zählt u. a. der VEB Maschinenbau Halberstadt, 
den wir — so wie das in Annaberg mit dem VEB Spindel­
und Spinnflügelfabrik geschah —, zu einem Führungsbeispiel 
entwickeln.

Das neue Gesetz über die örtlichen Volksvertretungen 
war auch uns besonderer Anlaß, die weitere Ausgestaltung 
der Rechte und der Verantwortlichkeit der Volksvertretun­
gen noch umfassender zu erkennen und wahrzunehmen.

NJ: Können Sie sich, Genosse Pohl, als Oberbürgermeister 
der Bezirksstadt Gera diesen bisherigen Aussagen anschlie­
ßen, oder gibt es prinzipielle Besonderheiten für eine Groß­
stadt?

Horst Pohl: Natürlich kann ich mich dem Gesagten anschlie­
ßen, möchte aber gern auch über unsere Arbeit etwas sagen. 
Auf der Grundlage der Beschlüsse der 9. und 10. Tagung des 
Zentralkomitees der SED und in Umsetzung der Annaberger 
Erfahrungen ist gegenwärtig die Leitungstätigkeit des Rates 
der Stadt Gera unter Führung des Sekretariats der Kreis­
leitung Gera-Stadt der SED u. a. auf die weitere Festigung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit und Durchsetzung von Ord­
nung, Disziplin und Sicherheit in der Bezirksstadt gerichtet. 
Die Feststellung der 9. Tagung des Zentralkomitees der SED; 
„daß die Erziehung zur freiwilligen Einhaltung der soziali­
stischen Rechtsnormen, zur bewußten Disziplin und Ordnung, 
zu hoher Wachsamkeit und Sicherheit fester Bestandteil der 
Arbeit der Staatsorgane geworden ist“, ist für uns Ansporn 
und Verpflichtung, die Erziehungsarbeit zur vorbildlichen 
Durchsetzung und Einhaltung der sozialistischen Rechtsnor­
men qualitativ zu verbessern und alle Bürger mit größerer 
Konsequenz in diesen Prozeß einzubeziehen.

Zur Durchsetzung und Gestaltung der konkreten Rechts­
arbeit in der Bezirksstadt Gera wurden in den letzten zwei 
Jahren einige Grundlagen erarbeitet. So der Beschluß über 
die „Aufgaben der Stadtverordnetenversammlung Gera bei 
der weiteren Entwicklung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
und zur Erhöhung der Ordnung und Sicherheit“ vom 26. Ok­
tober 1983 und eine gemeinsame Konzeption des Rates der 
Stadt, des Kreissekretariats der Nationalen Front und des 
Volkspolizeikreisamtes zur Erhöhung von Ordnung und Si­
cherheit im Neubaugebiet Gera-Lusan.

Dem folgten inzwischen einige weitere konkretisierende 
Beschlüsse mit Aufgaben in Vorbereitung des XI. Parteita­
ges der SED.

Auf dem Gebiet der rechtserzieherischen Arbeit ist es 
Hauptanliegen, die Probleme der Durchsetzung der soziali­
stischen Gesetzlichkeit, von Ordnung, Sauberkeit und Sicher­
heit verstärkt in die Volksaussprache einzubeziehen und da­
mit das sozialistische Zusammenleben in den Wohngebieten 
weiter zu fördern. Ziel ist u. a. die Erfüllung der Forderung


